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1. Die aktuelle Landesregierung hat sich zum Ziel gesetzt Rheinland-Pfalz bis 2050 CO2-neutral zu
machen. Dies entspricht nicht den wissenschaftlichen Empfehlungen zur Einhaltung des
volkerrechtlich bindenden Pariser Klimaabkommens. Daher fordern wir die CO2-Neutralitat bis
spatestens 2035. Wie stehen Sie dazu?

Wir unterstiitzen die Ziele der Bundesregierung und der EU. Zum Schutze unserer Umwelt und des Klimas missen wir
langfristig klimaneutral leben. Je friiher dieses Ziel erreicht wird, desto besser.
Ihterdisziplindre Zusammenarbeit zwischen Wirtschaft, Landwirtschaft und Umweltschutz ist hier das Schliisselkonzept,
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2. Wie bewerten sie die bisherigen Leistungen der Landesregierung im Bereich Klimaschutz?

Die Landesregierung wird ihren eigenen Anspriichen zum Klimaschutz nicht gerecht und verliert sich im "Klein - klein".
Exemplarisch hierfur steht das Projekt klimaneutrale Landesverwaltung:
So smnvoll und unterstltzenswert das Ziel, so sehr scheitert die Landesregierung an
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3. Wiirden sie der Aussage zustimmen das der Klimawandel eine ernsthafte Bedrohung unserer
Zivilisation ist und durch schnellstmdégliche Mallnahmen, weltweit und somit natirlich auch im
Land, aufgehalten werden muss auch wenn dies nicht kostenlos zu machen ist?

Ja, denn die Messwerte und Prognosen der Klimaforschung zeichnen ein relativ genaues, regional differenziertes Bild
der bereits irreversiblen und noch méglichen negativen Folgen des Klimawandels auf uns und unsere Umwelt ab.
Wir, als Volksparte| hdren alle Standpunkte und sehen den Klima- und Umweltschutz, die Wirtschaft und die
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4. Werden Sie sich tatkraftig daflir einsatzen, dass der nachste Landtag eine Pflicht fiir die
Installation von Photovoltaik Modulen auf Neubauten sowie auf Altbauten bei Renovierungen
einflhrt? In mindestens gleichwertig strenger Weise wie Hamburg dies beschloBen hat. [Ja, Nein]

Bir neue PV-Anlagen steht eine groRe Anzahl von Dachflachen bereit, die -bei geeigneter Statik- nachgeristet werden
kdénnen. Auch bereits versiegelte Flachen wie zum Beispiel Park- und Lagerflachen kénnten mit einer PV-Anlage
Uberdacht und damit einen zusétzlichen Nutzen bringen. Dieses Potenzial gllt eszu erschlleBen bevor weitere Flachen
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5. Werden Sie den dezentralen, blrgernahen Ausbau der erneuerbaren Energien schnellstmdglich
fordern um die Energieerzeugung aus fossilen Energietragern unnotig zu machen?

Die CDU-Landtagsfraktion will noch stérker dafiir werben, birgerschaftliches Engagement, Kommunalentwicklung,
Wirtschaft und Klimaschutz konsequent zusammenzudenken. Durch Klimaschutz und Energiewende soll die regionale
Wertschépfung im Sinne der Blrgerinnen und Burger profitieren und damit die Akzeptanz von Malnahmen und
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6. Welchen prozenturalen Anteil am deutschen Strommix sollten die erneuerbaren Energien im
Jahre 2030 lhrer Meinung nach haben? Angabe bitte in Prozent.

Rheinland-Pfalz ist ein starker Wirtschaftsstandort mit einem hohen Energiebedarf. Wir bekennen uns zu unserer starken
Industrie und der Notwendigkeit eines Umstiegs auf erneuerbare Energien. Die Dekarbonisierung von Wirtschaft und
Gesellschaft sind Zukunftsaufgaben, die wir mit den Instrumenten der sozialen Marktwirtschaft angehen wollen. Wir
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7. Werden Sie sich tatkraftig dafir einsatzen, dass der nachste Landtag eine Pflicht fir Nahwarme-
Netze, welche perspektivisch vollstandig mit Energie aus erneuerbaren Energien betrieben
werden, in Neubaugebieten einflihrt? Sowie das diese sukzessiv im Bestand nachgeriistet werden
zur kollektiven Dekarbonisierung des Warmesektors? Hinweis: Stichworter um dies in unseren
landlichen Gebieten 6konomisch zu ermdoglichen sind: Kalte Nahwaére, Agrothermie, Saisonale
Warmespeicher, Nahwarmenetze 4.0 und auf Warmewende.de finden sie viele gute Beispiele.

Wir als CDU sind immer skeptisch, wenn es um gesetzlich vorgeschriebene Pflichten geht. Dies beinhaltet sowohl eine
Pflicht fur Nahwéarme Netze oder auch die PV-Pflicht fir Neubauten. Es bendtigt mehr erneuerbare Energien fir den
Umbau unserer Warmeversorgung und der Gesellschaft allgemein, keine Frage. Der Ausbau gelingt nur mit der
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8. Rheinland-Pfalz ist mit dem Saarland das Bundesland mit den meisten Verbrennungsmotor
betriebenen PKW je Einwohner, werden Sie sich ernsthaft und tatkraftig dafiir einsetzen, dass den
Einwohnern zeitnah dquivalente Alternativen geboten werden? Bitte erldautern Sie Ihre Vorschlage
hierzu.

Bunktionierende Liefer- und Mobilitatsketten sind unabdingbar fiir eine stabile Wirtschaft und Versorgung. Die
Verminderung von Treibhausgasemissionen im Verkehr ist ein elementarer Schritt fur mehr Klimaschutz. Wir férdern
daher Carsharing-Konzepte fir Stadt und Land, sowie Ausleihradsysteme, um fur Pendler die letzten Meilen zwischen
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9. Was halten Sie von der Einflihrung eines 1,5 Grad kompatiblen CO2-Budgets fiir Rheinland-Pfalz,
welches jahrlich herabgesetzt wird, dessen Einhaltung rechtsverbindlich einzuhalten ist und von
unabhangigen Stellen wissenschaftlich tiberprift wird.

Ein 1,5 Grad kompatibles CO2-Budget kdnnte durchaus eine gute Bewertungsgrundlage sein, die Transparenz
ermoglicht und Ambitionsliicken offenlegt. Wir orientieren uns hier am Kurs der Bundesregierung und sind Uberzeugt,
dass hier auf Bundesebene die richtigen Weichen gestellt werden. Ob es dariiber hinaus Sinn macht ein SICh jahrlich
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10. Die "CO2-Steuer" stellt eine wichtige Saule zur Anreizbildung fiir ein klimagerechteres
Wirtschaften dar. Wir fordern eine Hohe der Steuer entsprechend ihrer Folgekosten (laut
Umweltbundesamt 195€ pro Tonne). AuRerdem fordern wir eine sozial gerechte Anwendung. Wie
stehen Sie dazu?

Die Dekarbonisierung von Wirtschaft und Gesellschaft sind Zukunftsaufgaben, die wir mit den Instrumenten der sozialen
Marktwirtschaft angehen wollen. Deshalb setzen wir eher auf den Emissionshandel als auf Steuern. Um die Klimaziele zu
erreichen, begrenzt das Kyoto-Protokoll die Menge an CO2, die weltweit ausgestoflen werden darf. AuRerdem darf CO2
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11. Taglich werden einige Hektar landwirtschaftlicher Flache in Siedlungs- und Verkehrsflache
umgewandelt. Dabeischeint die Anzahl der Einwohner auf Dauer stabil zu bleiben. Durch mehr
Wohnflache je Einwohner undFlachenversiegelungen wird die Fahigkeit der Natur zur



https://www.waermewende.de/

Selbstregulation gehemmt. Zudem ist unser aktuelles Modellder intensiv-Landwirtschaft mit
extremen Folgenschaden verbunden, was haben sie hier fiir Vorschlage?

Die fortschreitende Flacheninanspruchnahme und Versiegelung stellt ein Problem fiir Ernahrungssicherheit und
Naturschutz dar. Oft werden Neubauflachen in Siedlungsrandbereichen ausgewiesen, bei zugleich leerstehenden
Ortskernen, wo altere Menschen vereinsamen und bei schlechten Verkehrsanbindungen regelrecht abgehéngt werden.
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	1: Wir unterstützen die Ziele der Bundesregierung und der EU. Zum Schutze unserer Umwelt und des Klimas müssen wir langfristig klimaneutral leben. Je früher dieses Ziel erreicht wird, desto besser.
 Interdisziplinäre Zusammenarbeit zwischen Wirtschaft, Landwirtschaft und Umweltschutz ist hier das Schlüsselkonzept, um weiterzukommen. Nur dadurch ist eine nachhaltige Ressourcennutzung und mehr Klimaschutz möglich. Unser Ziel ist es die Umsetzung von Klima- und Umweltschutzkonzepten weiter auszubauen. Dazu gehört aber auch, dass wir die Situation von einem betriebswirtschaftlichen Standpunkt aus betrachten und realistisch bewerten müssen. Ziel muss es sein Klima- und Umwelt zu schützen und gleichzeitig unseren sozialen und ökonomischen Wohlstand zu erhalten.
Ein Ausbau der Erneuerbaren Energien ist aus diesen und weiteren Gründen weiter voranzutreiben.
	2: Die Landesregierung wird ihren eigenen Ansprüchen zum Klimaschutz nicht gerecht und verliert sich im "Klein - klein".
Exemplarisch hierfür steht das Projekt „klimaneutrale Landesverwaltung“.
So sinnvoll und unterstützenswert das Ziel, so sehr scheitert die Landesregierung an
ihrem eigenen Anspruch. Mehr als sechs Jahre nach Verabschiedung des Landesklimaschutzgesetzes
(LKSG) im August 2014 kommt der aktuelle Status nicht über ein Pilotprojekt hinaus.
Im aktuellen Nachhaltigkeitsbericht steht deshalb auch treffend, dass zum Thema klimaneutrale
Landesverwaltung „noch keine Daten vorliegen“.
	3: Ja, denn die Messwerte und Prognosen der Klimaforschung zeichnen ein relativ genaues, regional differenziertes Bild der bereits irreversiblen und noch möglichen negativen Folgen des Klimawandels auf uns und unsere Umwelt ab.
Wir, als Volkspartei, hören alle Standpunkte und sehen den Klima- und Umweltschutz, die Wirtschaft und die Landwirtschaft als gleichberechtigte Akteure. Wir wollen Möglichkeiten schaffen, die sozial, ökonomisch und ökologisch vertretbar und realistisch sind. Klimaschutz sollte nicht nur als Pflichtaufgabe, sondern auch als Chance verstanden werden.
	4:  Für neue PV-Anlagen steht eine große Anzahl von Dachflächen bereit, die -bei geeigneter Statik- nachgerüstet werden können. Auch bereits versiegelte Flächen wie zum Beispiel Park- und Lagerflächen könnten mit einer PV-Anlage überdacht und damit einen zusätzlichen Nutzen bringen. Dieses Potenzial gilt es zu erschließen, bevor weitere Flächen der konkurrierenden Nutzung (z.B. der Landwirtschaft) entzogen werden. Hier ist die Landesregierung besonders in einer Vorbildfunktion.
Denn der Gebäudebestand bleibt der größte Emittent. Eine Sanierung ist sowohl wirtschaftlich als auch umweltpolitisch sinnvoll. Nur mit einem Sanierungsfahrplan für Landesliegenschaften kann das Ziel erreicht werden, „bis zum Jahr 2030 die Behörden, Hochschulen und sonstigen Landeseinrichtungen, soweit sie der unmittelbaren Organisationsgewalt des Landes unterliegen, in der Gesamtbilanz klimaneutral zu organisieren“.
Deshalb soll ein Programm zur Unterstützung der Kommunen bei der Errichtung von PV-Anlagen aufgelegt werden. Gerade finanzschwache Kommunen sollen damit animiert werden, z.B. bei der Sanierung von KiTas, Schulen oder Verwaltungsgebäuden zusätzlich eine PV-Anlage zu installieren. Eine landesweite Pflicht für die Errichtung von PV-Anlagen auf Neubauten möchten wir nicht. Vielmehr wollen wir Anreize wie weitere Förderprogramme anbieten um die Installation von PV-Anlagen auf privaten Gebäuden attraktiver zu gestalten.
	5: Die CDU-Landtagsfraktion will noch stärker dafür werben, bürgerschaftliches Engagement, Kommunalentwicklung, Wirtschaft und Klimaschutz konsequent zusammenzudenken. Durch Klimaschutz und Energiewende soll die regionale Wertschöpfung im Sinne der Bürgerinnen und Bürger profitieren und damit die Akzeptanz von Maßnahmen und Anlagen erhöht werden. Gemeinsam mit engagierten Akteuren vor Ort können aus Sicht der CDU vielfältige Projekte initiiert und umgesetzt werden. Der Rhein-Hunsrück-Kreis ist z.B. ein Vorbild in Sachen Klimaschutz und verdeutlicht, wie sehr auch die regionale Wertschöpfung davon profitieren kann. Genauso stellen wir uns als CDU-Landtagsfraktion die Klimapolitik vor: Bürgerschaftliches Engagement, Kommunen, Wirtschaft und Klimaschutz müssen durchgängig stärker zusammengedacht werden - davon profitieren alle! Vor allem wenn Umwelt- und Klimaschutz sich auch wirtschaftlich lohnen, werden sie akzeptiert. Hier ist der Rhein-Hunsrück-Kreis das beste Beispiel
Ein besonderes Augenmerk wollen wir auf die regionale Wertschöpfung legen: Für die Fachkräfte von morgen ist Klimaschutz mehr als ein politisches Thema. Klimaschutz ist eine Haltung und spielt eine zunehmende Rolle bei der Rekrutierung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. Nachhaltigkeit ist auch unter diesem Gesichtspunkt ein wichtiger Wirtschaftsfaktor. Wir müssen Rheinland-Pfalz als ein Bundesland voranbringen, in dem Wirtschaft und Klimaschutz innovativ und zukunftsweisend zusammengedacht werden. Dazu gehören der Ausbau der erneuerbaren Energien, die Förderung innovativer Technologien (RLP ist aktuell auf dem letzten Platz bei den Anstrengungen zur Meisterung des technologischen wirtschaftlichen Wandels) und wirksame Maßnahmen zur Einsparung von CO2-Emissionen. Diese Linie werden wir als Fraktion weiterverfolgen.

	6: Rheinland-Pfalz ist ein starker Wirtschaftsstandort mit einem hohen Energiebedarf. Wir bekennen uns zu unserer starken Industrie und der Notwendigkeit eines Umstiegs auf erneuerbare Energien. Die Dekarbonisierung von Wirtschaft und Gesellschaft sind Zukunftsaufgaben, die wir mit den Instrumenten der sozialen Marktwirtschaft angehen wollen. Wir stehen für realistische politische Ziele, verlässliche und langfristige Rahmenbedingungen. Wir unterstützen das Ziel, in Rheinland-Pfalz bis 2030 Strom bilanziell zu 100% aus erneuerbaren Energien zu produzieren, werden dafür aber mehr als bisher auf Meilensteine, Zwischenziele und Brückentechnologien setzen.
	7: Wir als CDU sind immer skeptisch, wenn es um gesetzlich vorgeschriebene Pflichten geht. Dies beinhaltet sowohl eine Pflicht für Nahwärme Netze oder auch die PV-Pflicht für Neubauten. Es benötigt mehr erneuerbare Energien für den Umbau unserer Wärmeversorgung und der Gesellschaft allgemein, keine Frage. Der Ausbau gelingt nur mit der Akzeptanz der Verbraucherinnen und Verbrauchern. Wir setzen auf (finanzielle) Anreize, Aufklärung und wie oben genannt regionale Wertschöpfung.
	8:  Funktionierende Liefer- und Mobilitätsketten sind unabdingbar für eine stabile Wirtschaft und Versorgung. Die Verminderung von Treibhausgasemissionen im Verkehr ist ein elementarer Schritt für mehr Klimaschutz. Wir fördern daher Carsharing-Konzepte für Stadt und Land, sowie Ausleihradsysteme, um für Pendler die letzten Meilen zwischen Bahnhof und Arbeitsplatz zu schließen. Der ÖPNV leistet darüber einen unverzichtbaren Beitrag für den Klimaschutz und die Reduzierung des Staus. Wir setzen uns dafür ein, dass in den kommenden fünf Jahren viele von Diesel betriebenen Personenzüge und Linienbusse auf Wasserstoffantrieb umgestellt sind.
	9: Ein 1,5 Grad kompatibles CO2-Budget könnte durchaus eine gute Bewertungsgrundlage sein, die Transparenz ermöglicht und Ambitionslücken offenlegt. Wir orientieren uns hier am Kurs der Bundesregierung und sind überzeugt, dass hier auf Bundesebene die richtigen Weichen gestellt werden. Ob es darüber hinaus Sinn macht ein sich jährlich herabsetzendes CO2-Budget für Rheinland einzuführen, muss noch abschließend geklärt werden und spiegelt sich in unseren Abwägungen wider.
	10: Die Dekarbonisierung von Wirtschaft und Gesellschaft sind Zukunftsaufgaben, die wir mit den Instrumenten der sozialen Marktwirtschaft angehen wollen. Deshalb setzen wir eher auf den Emissionshandel als auf Steuern. Um die Klimaziele zu erreichen, begrenzt das Kyoto-Protokoll die Menge an CO2, die weltweit ausgestoßen werden darf. Außerdem darf CO2 nur noch mit einer Berechtigung in die Luft geleitet werden. Genau wie die Menge an CO2 sind auch die Berechtigungen für CO2-Emissionen begrenzt. Sie werden in Form von Emissionsrechten vergeben. Wir setzen uns für eine Weiterentwicklung dieses Handels auf europäischer Ebene ein. Nationale oder gar Alleingänge auf Landesebene erachten wir als weniger zielführend. 
	11: Die fortschreitende Flächeninanspruchnahme und Versiegelung stellt ein Problem für Ernährungssicherheit und Naturschutz dar. Oft werden Neubauflächen in Siedlungsrandbereichen ausgewiesen, bei zugleich leerstehenden Ortskernen, wo ältere Menschen vereinsamen und bei schlechten Verkehrsanbindungen regelrecht abgehängt werden. Dieser Entwicklung wollen wir durch entsprechende Anreize entgegenwirken.
Wir werden die Flächenversiegelung minimieren und unsere Dörfer und Städte durch technische und ökologische Anpassungsmaßnahmen fit für den Klimawandel machen und zugleich die ökologische Vielfalt innerhalb der Siedlungsbereiche fördern. Zum Beispiel durch Gärten, städtische Grünfl ächen, Dachbegrünung, ökologischen Wasserspeichern, erneuerbaren Energien, etc.
Die Förderung der biologischen Vielfalt und des Klimaschutzes in unserer Kulturlandschaft sind essentielle Aufgaben, bei denen die Landwirte Unterstützung brauchen.
Für die Leistungen der Landwirte bei der Erhaltung und Schaffung einer artenreichen Kulturlandschaft sind in der Fläche finanzielle Anreize zu schaffen, die auch die Ausschöpfung aller auf europäischer und Bundesebene gegebenen Finanzierungsmöglichkeiten einschließen.


